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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 07 – Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus des Staatshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2022 in sei-
ner 6. Sitzung am 18. November 2021 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 10. November 2021 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Do-
tationen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/1003, soweit sie den Einzel-
plan 07 berührt. 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
07/1 bis 07/42 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU beantragt, die Beratung des Kapitels 
0708 – Innovation und Technologietransfer – zu den Resten zurückzustellen.

  Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.

Der Berichterstatter dankt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die an der Er-
stellung des Haushaltsplanentwurfs zum Einzelplan 07 mitgearbeitet hätten, ganz 
herzlich für die dabei geleistete Arbeit.

Sodann berichtet er, das Volumen des Einzelplans 07 betrage rund 595 Millionen €. 
Dies entspreche einem Anteil am Gesamthaushalt des Landes von rund 1 %. Im 
Einzelplan 07 seien Drittmittel in Höhe von rund 101 Millionen € im Jahr 2022 
enthalten. Im Vergleich mit 2021 habe sich das Volumen um rund 661 Millionen € 
reduziert, weil u. a. im Rahmen der Regierungsneubildung Haushaltsmittel vom 
Einzelplan 07 zum Einzelplan 18 des neu geschaffenen Ministeriums für Landes-
entwicklung und Wohnen sowie zu den Einzelplänen 09 und 03 übertragen wor-
den seien. Auf der anderen Seite seien die Mittel für die Tourismusförderung von 
Einzelplan 05 in den Einzelplan 07 übertragen worden.

Zu den politischen Schwerpunkten führt er aus, die Wirtschaftsförderpolitik stehe 
vor einer ganzen Reihe von großen und zukunftsrelevanten Herausforderungen. 
Die Coronapandemie und ihre Folgen würden noch lange nachwirken. Dank der 
Bündelung staatlicher Förder- und Hilfsmaßnahmen habe sich die Gesamtwirt-
schaft zwar wieder stabilisiert, aber trotz dieser Stabilisierung nähmen die Belas-
tungen auch für die mittelständische Wirtschaft zu. Zu aktuellen Lieferengpässen 
und Preissteigerungen bei Vorprodukten und Rohstoffen kämen zusätzlich welt-
weite außenwirtschaftliche Unwägbarkeiten. Überdies verlange der strukturelle 
Wandel in Richtung Digitalisierung, künstliche Intelligenz, alternative Mobilität 
und klimaneutrales Wirtschaften enorme Anstrengungen.

In den von der Pandemie besonders betroffenen Branchen sei es zum tenden-
ziellen Abbau von Stellen gekommen. Mit dem pandemiebedingten Anstieg der 
Arbeitslosigkeit habe auch das Problem ihrer Verfestigung wieder zugenommen. 
Die Landesregierung und die Regionaldirektion Baden-Württemberg der Bundes-
agentur für Arbeit kooperierten bei der Umsetzung ihrer arbeitsmarktpolitischen 
Aktivitäten.

In anderen Bereichen sei gleichzeitig der Fachkräftemangel akut. Die Fachkräfte-
sicherung bleibe dabei eine zentrale Herausforderung, weil Wachstumspotenziale 
nur mit einer ausreichenden Anzahl von Fachkräften mit den richtigen Qualifika-
tionen genutzt werden könnten.

In den internationalen Wirtschaftsbeziehungen gelte es der nachlassenden welt-
wirtschaftlichen Dynamik sowie den protektionistischen Tendenzen und den von 
politischen Instabilitäten ausgehenden Störfaktoren entgegenzuwirken.
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Diesen Anforderungen versuche der Einzelplan 07 mit verschiedenen politischen 
Schwerpunktbereichen und diesen zuzuordnenden Maßnahmen gerecht zu wer-
den. Hierzu gehörten Technologie- und Innovationsförderung, Existenzgrün-
dungs- und Start-up-Förderung, Förderung der Fachkräftesicherung, Tourismus-
förderung, internationale Wirtschaftsbeziehungen, branchenspezifische Mittel-
standsförderung und Maßnahmen zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Folgen 
der Coronapandemie, die leider immer noch nicht vorbei sei.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden 
bei jedem Aufruf nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der 
Vielzahl der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. 
Soweit also nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache ver-
merkt sind, ist der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die 
Beschlussfassung eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/1003, so-
weit diese den Einzelplan 07 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0701

Ministerium

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/1, 07/20, 07/27, 07/28 und 07/2 
mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erklärt, er nutze die Gelegenheit, für seine 
Fraktion an dieser Stelle ein paar grundsätzliche Erwägungen zum Einzelplan 07 
anzustellen. Die SPD-Fraktion erkenne an, dass der „warme Geldregen“, der auf-
grund der Steuerschätzung den Einzelplänen insgesamt zugedacht werde, auch 
am Wirtschaftsministerium nicht vorbeigegangen sei. Dabei sei zu begrüßen, dass 
gerade in den Bereichen Mittelstand, Außenwirtschaft, Wirtschaftspolitik Investi-
tionen stattfänden. Darüber werde ja mit Blick auf das Kapitel 0708, das zu den 
Resten zurückgestellt worden sei, später noch einmal näher zu sprechen sein. 
Vielleicht könne die Zeit bis dahin auch genutzt werden, in einen gemeinsamen 
Gedankenaustausch über die dazu vorliegenden Änderungsanträge einzutreten.

Insgesamt sei aufgefallen, dass es Änderungsanträge der Regierungsfraktionen 
gebe, die in den zweistelligen Millionenbereich gingen. Dies betreffe z. B. die 
Tourismusförderung oder den Punkt Luft- und Raumfahrt. Dies verleite ihn zu der 
Frage, ob aus Sicht der Regierungsfraktionen im Haushaltsplanentwurf zum Ein-
zelplan 07 die Akzentuierungen durch die Landesregierung nicht an der richtigen 
Stelle und in der richtigen Höhe gesetzt worden seien.

Des Weiteren merkt er an, dass der Bereich Arbeit auch schon in den letzten 
fünf Jahren im Wirtschaftsministerium nur „unterkomplex“ finanziert und be-
setzt gewesen sei. Die SPD-Fraktion habe deshalb in ihren Änderungsanträgen an 
mehreren Punkten wie Arbeitsmarktpolitik, Weiterbildung und Förderung gering 
qualifizierter Menschen in der Arbeitswelt Akzente gesetzt. Für die Förderung 
des Einzelhandels und die Stärkung der Innenstädte habe die SPD mit ihrem Än-
derungsantrag 07/18 zusätzliche Mittel in Höhe von 100 Millionen € für die Ent-
wicklung eines Fonds zur Stärkung der Innenstädte und des Handels beantragt. 
Dabei gehe es ihr darum, die Kommunen darin zu unterstützen, die Innenstädte 
neu zu beleben und so auch den Einzelhandel zu stärken.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU avisiert zum Kapitel 0708, das zu den 
Resten zurückgestellt worden sei, dass seine Fraktion die bis dahin verbleibende 
Zeit nutzen werde, um auch bei der SPD um Zustimmung zu den diesbezüglichen 
Änderungsanträgen der Regierungsfraktionen zu werben. Hier könnten für das 
Land Baden-Württemberg in den Bereichen Luft- und Raumfahrt, Batterietechno-



15

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 1107

logie, künstliche Intelligenz ganz wichtige Akzente gesetzt werden. Denn dabei 
handle es sich um echte Zukunftsinvestitionen.

Unbestritten sei, dass der Tourismusbereich durch die Coronapandemie in den 
vergangenen Monaten sehr gelitten habe. Deshalb solle der Tourismus in Ba-
den-Württemberg auch entscheidend gefördert und vorangebracht werden. Der 
Tourismus sei für das Land insgesamt, aber ganz besonders für einzelne Regionen 
von sehr hoher Bedeutung.

Ebenfalls sei der CDU-Fraktion die Entwicklung der Innenstädte ein großes An-
liegen. Die Coronakrise habe auch hier die Probleme offengelegt, mit denen die 
Innenstädte zu kämpfen hätten. Aber grundsätzlich müsse dabei auch bedacht 
werden, dass sich die Innenstädte durch die Digitalisierung massiv wandelten. 
Deswegen glaube man nicht, dass dort zunächst mit massiv viel Geld viel bewirkt 
werden könne. Wichtig und entscheidend sei vielmehr, dass die jeweiligen Kom-
munen den Strukturwandel in ihren Innenstädten verstärkt in den Blick nehmen 
müssten. In diesem Zusammenhang seien dann die Städtebauförderung und das 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz als vorrangig zu nennen.

Selbstverständlich gelte es auch den Mittelstand und das Handwerk weiter zu 
stärken. Durch Existenzgründungs- und Start-up-Förderung, durch die Mittel-
standsförderung insgesamt, würden in der Wirtschaftspolitik stabile Rahmenbe-
dingungen gesetzt, um Arbeitsplätze zu schaffen und zu erhalten. Hinzu kämen 
jetzt noch einmal die Verpflichtungsermächtigungen im Haushalt des Wirtschafts-
ministeriums in Höhe von 95 Millionen € für die Zukunftsinvestitionen des Lan-
des.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD zeigt sich erfreut darüber, dass jetzt auch 
von anderen Fraktionen die Probleme erkannt worden seien, die mit dem „Innen-
stadtsterben“ in Verbindung stünden.

Wenn in der Diskussion von „Geldsegen“ gesprochen werde, dann sollte man 
doch mehr auf die finanzielle Solidität des Haushalts schauen. Seine Fraktion sei 
immer bestrebt, ihre Änderungsanträge mit Vorschlägen zur Gegenfinanzierung 
zu unterlegen.

Abseits der üblichen Bereiche wie Mobilität, Wasserstofftechnologie usw., die 
immer wieder in die Diskussion gebracht würden, habe die AfD-Fraktion mit 
einem Änderungsantrag den Schwerpunkt auf die elektronische Spieleindustrie 
gelegt. Dabei handle es sich um einen Bereich, der nahezu exponentiell wachse, 
bei dem das Land Baden-Württemberg aber Gefahr laufe, ein Stück weit den An-
schluss zu verpassen. Um dem entgegenzuwirken, habe seine Fraktion mit dem 
Änderungsantrag 07/14 ein Programm zur Förderung von KMU und Start-ups der 
elektronischen Spieleindustrie in den Bereichen Softwareentwicklung und Ver-
marktung von Anwendungen – z. B. virtuelle Realität – mit einem Ansatz von  
20 Millionen € beantragt. Darüber hinaus wolle seine Fraktion auch die Start-up-
Förderung verbessern.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP konstatiert weitgehende Einigkeit in 
der Zielsetzung, das starke Wirtschaftsland Baden-Württemberg in den Be reichen 
Innovationen, Mittelstand, Handwerk, Einzelhandel weiter voranzubringen. Die 
FDP/DVP werde sich als Oppositionsfraktion in diesen Prozess auch gern konst-
ruktiv einbringen, wenn dieser offen und auf Augenhöhe geführt werde. Im Übri-
gen verweist er auf die Anträge der FDP/DVP-Fraktion.

Änderungsanträge 07/1 und 07/20 (insgesamt) jeweils mehrheit-
lich abgelehnt.

Änderungsanträge 07/27 und 07/28 jeweils mehrheitlich angenom-
men.

Änderungsantrag 07/2 mehrheitlich abgelehnt.
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Kapitel 0701 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0702

Allgemeine Bewilligungen

Änderungsantrag 07/29 mehrheitlich angenommen.

Kapitel 0702 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0703

Arbeit

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/15 und 07/16 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD unterstreicht zum Änderungsantrag 07/15 
seiner Fraktion, der SPD sei es wichtig, dass auch im Bereich der Arbeitsmarkt-
förderung ein Fokus auf gering qualifizierte Menschen gelegt werde, damit diese 
im Rahmen der Transformation nicht verloren gingen und sie ihre Lebensgrundla-
ge nicht verlören. Daher bedürfe es aus Sicht seiner Fraktion an dieser Stelle einer 
stärkeren Unterstützung.

Beim Änderungsantrag 07/16 gehe es um den Arbeitsschutz. In der letzten Legis-
laturperiode habe es ja bekanntlich gerade auch innerhalb der Koalitionsfraktio-
nen die Diskussion darüber gegeben, inwieweit der Arbeitsschutz gestärkt werden 
müsse. In der gegenwärtigen Lage, in der sich die Gesellschaft und die Arbeits-
welt befänden, wolle die SPD-Fraktion mit ihrem Änderungsantrag zum Aus-
druck bringen, dass der Arbeitsschutz strukturell gestärkt werden müsse.

Änderungsanträge 07/15 und 07/16 jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0703 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0705 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0707

Wirtschaftspolitik und Außenwirtschaft

Änderungsanträge 07/21, 07/3 und 07/4 jeweils mehrheitlich ab-
gelehnt.

Änderungsantrag 07/30 mehrheitlich angenommen.

Der Vorsitzende stellt fest, dass sich durch die Zustimmung zu dem Änderungs-
antrag 07/30 eine Abstimmung über den Änderungsantrag 07/5 erübrige.

Änderungsantrag 07/6 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0707 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.
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Kapitel 0710

Mittelstandsförderung

Änderungsanträge 07/18, 07/23 und 07/11 jeweils mehrheitlich ab-
gelehnt. Änderungsantrag 07/39 einstimmig angenommen.

Änderungsanträge 07/19 und 07/24 jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 07/40 insgesamt mehrheitlich angenommen.

Der Vorsitzende stellt fest, dass sich durch die Zustimmung zu dem Änderungs-
antrag 07/40 eine Abstimmung über den Änderungsantrag 07/12 erübrige.

Änderungsantrag 07/25 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 07/41 mehrheitlich angenommen.

Änderungsantrag 07/42 einstimmig angenommen.

Änderungsanträge 07/26 und 07/13 jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 07/14 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0710 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0711 und Kapitel 0712 jeweils mehrheitlich genehmigt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass für den Bereich des Einzelplans 07 keine Wort-
meldungen zu Projekten vorlägen, die im Einzelplan 12 veranschlagt seien. 

In der 10. Sitzung am 2. Dezember 2021 wurde das in der 6. Sitzung am 18. No-
vember 2021 zurückgestellte Kapitel 0708 – Innovation und Technologietransfer 
– beraten. In diese Beratung wurden die schriftlich eingebrachten Änderungsan-
träge 07/7 bis 07/10, 07/17, 07/22, 07/31 bis 07/37 sowie RESTE 07/1 einbezogen 
(siehe Anlagen).

Kapitel 0708

Innovation und Technologietransfer

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 07/7, 07/22, 07/31 bis 07/37, 07/17, 
07/8 bis 07/10 sowie RESTE 07/1 mit zur Beratung auf und weist noch einmal 
darauf hin, dass der Antrag 07/38 der Regierungsfraktionen zurückgezogen und 
durch einen neuen Antrag ersetzt worden sei.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erinnert zum Innovationspark Künstliche 
Intelligenz Baden-Württemberg daran, nach den Beratungen der Haushaltskom-
mission sei zu vernehmen gewesen, dass ein zweiter Innovationspark ermöglicht 
werden solle. Nun sei im Änderungsantrag RESTE 07/1 der Regierungsfraktionen 
von „regionalen KI-Exzellenzzentren“ die Rede. Er wolle wissen, was damit ge-
meint sei und welche Konsequenzen dies z. B für die Regionen Stuttgart und 
Karlsruhe haben werde.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU antwortet, nachdem Heilbronn im Wett-
bewerbsverfahren um die Ansiedlung eines KI-Innovationsparks den Zuschlag 
erhalten habe, gehe es jetzt darum, die in weiteren hervorragenden Bewerbun-
gen entwickelten Kooperationsideen aufzugreifen und umzusetzen. Dafür sollten 
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unter Beachtung des europäischen Rechts den Regionen Stuttgart, Karlsruhe und 
Neckar-Alb bis zu maximal 7,5 Millionen € zur Verfügung gestellt werden. Das 
Gleiche gelte für die Errichtung von Innovationsclustern bzw. entsprechenden 
Strukturen an den Standorten Ulm, Ostalbkreis und Freiburg. Für diese sollten 
ebenfalls bis zu insgesamt 7,5 Millionen € bereitgestellt werden. 

Bei den Ansätzen handle es sich um Haushaltsermächtigungen, für deren Inan-
spruchnahme weitere Voraussetzungen wie beispielsweise der Einsatz privater 
Mittel in mindestens gleicher Höhe erfüllt werden müssten. Damit werde alles 
getan, um die in dem Bewerbungsverfahren um die Ansiedlung eines KI-Inno-
vationsparks unterlegenen Bewerbungen noch zu fördern und einen Beitrag zur 
beschleunigten Umsetzung von Forschungsergebnissen in neue, KI-basierte Pro-
dukte, Dienstleistungen und Geschäftsmodelle sowie zur Anwendung von KI-Lö-
sungen in betrieblichen Prozessen zu leisten.

Änderungsanträge 07/7 und 07/22 (insgesamt) jeweils mehrheit-
lich abgelehnt.

Änderungsantrag 07/31 mehrheitlich angenommen.

Änderungsanträge 07/32 bis 07/34 jeweils einstimmig angenom-
men.

Änderungsanträge 07/35 und 07/36 jeweils insgesamt einstimmig 
angenommen.

Änderungsantrag 07/37 einstimmig angenommen.

Änderungsantrag 07/17 mehrheitlich abgelehnt. 

Änderungsantrag RESTE 07/1 insgesamt einstimmig angenom-
men.

Änderungsanträge 07/8 bis 07/10 jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0708 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

7.12.2021

Stephen Brauer
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